
KALIFORNIEN – KLIMA-BOLLWERK GEGEN 
TRUMP 

Ein Bericht von Kerstin Zilm


KALIFORNIEN IST SEIT JAHRZEHNTEN VORREITER IN SACHEN UMWELT-
SCHUTZ. DIE TRUMP-REGIERUNG DROHT, DEN FORTSCHRITT ZU TOR-
PEDIEREN. DER «GOLDEN STATE» IST ENTSCHLOSSEN, ES MIT WA-
SHINGTON AUFZUNEHMEN. 

Nach der Wahl von Donald Trump zum 45. US-Präsidenten schrieben der kali-
fornische Senat und das kalifornische Abgeordnetenhaus in einer gemeinsamen 
Erklärung: «Heute morgen sind wir mit dem Gefühl aufgewacht, Fremde im eige-
nen Land zu sein, denn gestern haben US-Bürger Ansichten über eine pluralisti-
sche und demokratische Gesellschaft ausgedrückt, die absolut unvereinbar mit 
den Werten der Kalifornier sind.» 


Im Westküstenstaat hatte die demokratische Kandidatin Hillary Clinton einen 
überwältigenden Sieg errungen. Nur etwa 30 Prozent der Wähler Kaliforniens 
gaben Donald Trump ihre Stimme. Politiker und Wissenschaftler des US-Bun-
desstaates versprachen Widerstand gegen jegliche Versuche des neuen Präsi-
denten, kalifornische Werte einzuschränken.


«WIR SIND DIE FÜNFT- ODER SECHSTGRÖSSTE  
WIRTSCHAFTSKRAFT DER WELT.  

WIR HABEN EINE MENGE MACHT.» 
GOUVERNEUR JERRY BROWN


Donald Trump war da noch nicht ins Amt eingeführt. Doch seine Ziele in der Kli-
mapolitik hatte er während des Wahlkampfs mehr als deutlich gemacht. Unter 
dem Jubel seiner Anhänger bezeichnete Trump den Klimawandel als Erfindung 
der Chinesen und holte Leugner der Erderwärmung als Berater in sein Team. Er 
versprach, Regulierungen zum Umweltschutz zurückzunehmen, umstrittene 
Pipeline-Projekte zu genehmigen sowie das Fördern von Kohle und Gas zu er-
leichtern, um Arbeitsplätze zu schaffen.


Kalifornien ist wild entschlossen, sich dieser Politik entgegenzustemmen. «Wir 
wissen, was in der Welt passiert: Die Temperaturen steigen, Meeresspiegel stei-
gen, die Ozeane enthalten mehr Säure, Habitate sind unter Stress», sagte Gou-
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verneur Jerry Brown im Dezember 2016 auf einem Kongress der Geophysikali-
schen Gesellschaft und warnte, dass die Welt vor einer riesigen Bedrohung ste-
he. «Es sind nicht nur Politiker, sondern große Ölunternehmen und Finanzstruk-
turen, deren Interessen nicht vereinbar sind mit dem Überleben des Planeten.» 
Die Wissenschaftler forderte er auf, «alles zu tun, um gegen diese Klimaleugner 
anzukämpfen.»


Der Gouverneur entwarf ein Bild von zwei komplett gegensätzlichen Welten in-
nerhalb der USA, die sich gegenüberstehen. Da ist einerseits die Trump-Regie-
rung in Washington, die Wissenschaft, Forschung und Wahrheiten ignoriert und 
alternative Fakten verbreitet. Buchstäblich auf der anderen Seite des Kontinents 
ist Kalifornien: fortschrittlich, finanzstark und mit dem politischen Willen, es mit 
Washington aufzunehmen: «Mit unserem Bruttosozialprodukt von 2,2 Billionen 
Dollar sind wir die fünft- oder sechstgrößte Wirtschaftskraft der Welt. Wir haben 
eine Menge Macht. Wir haben außerdem Wissenschaftler, Universitäten und gute 
Anwälte.» Auch Trumps Drohung, Satelliten abzustellen, die aus dem All Daten 
zum Klimawandel sammeln, schüchtert den Gouverneur nicht ein: «Dann schi-
cken wir eben unsere eigenen Satelliten ins All. Wir werden uns durchsetzen. 
Daran gibt es keinen Zweifel!»


Seit 50 Jahren ist Kalifornien Vorreiter in Sachen US-Umweltpolitik. Präsident 
Obama passte nationale Grenzwerte und Ziele für die Reduzierung von Autoab-
gasen an Regulierungen an, die Kalifornien über Jahre entwickelt hat, erklärt Da-
vid Pettit, Anwalt der Umweltschutzorganisation National Resources Defense 
Council (NRDC). «Viele Bundesstaaten sind unserem Vorbild gefolgt. Wir sind 
das Labor für die US-Klimapolitik und haben wiederholt bewiesen, dass Um-
weltschutz und Wirtschaftserfolg zusammenpassen.» 15 Bundesstaaten haben 
derzeit die Grenzwerte Kaliforniens übernommen. Ihre Bevölkerung entspricht 
zusammen etwa 40 Prozent des US-Automarktes.


Kalifornien hat mit Städten, Gemeinden und Bundesstaaten in aller Welt Verein-
barungen zur Reduzierung von Abgasen und zum Schutz von unberührter Natur 
geschlossen. Darunter das 2015 mit Baden-Württemberg initiierte regionale Kli-
maschutzbündnis «Under2MoU», dem inzwischen andere deutsche Bundeslän-
der sowie weltweit dicht besiedelte Gebiete und Großstädte wie New York und 
Mexico City beigetreten sind. Für einige dieser Sonderwege sind Sondergeneh-
migungen der Regierung in Washington notwendig.


Seit 1967 hat Kalifornien mehr als 100 dieser Genehmigungen beantragt – von 
Abgaskontrolle für Lkws im Hafenverkehr bis zu CO2-Grenzwerten für Gabel-
stapler. Alle Anträge bis auf einen wurden genehmigt. Präsident Bush verweiger-
te Kalifornien 2007 die Einführung strikterer Standards für die Reduzierung von 
Kfz-Emissionen, als der Bund vorschrieb. Der damalige Gouverneur Arnold 
Schwarzenegger klagte gegen die Entscheidung. Der Gerichtsprozess zog sich 
bis zur Wahl von Barack Obama hin, der nach seinem Amtsantritt als Präsident 
die Genehmigung erteilte.
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Trumps neuer EPA-Chef, Scott Pruitt, hat nun angekündigt, bestehende Sonder-
regeln für Kalifornien zu prüfen und in Zukunft Anträge aus Kalifornien für unab-
hängige Klima-Gesetze und -Vorschriften möglicherweise nicht zu unterzeich-
nen.


Die Geschichte von Kalifornien als Labor der US-Klimapolitik beginnt Ende der 
1960er-Jahre. Damals litt Los Angeles unter den schlimmsten Smog-Bedingun-
gen der USA. Keine Meeresbrise kam gegen die Luftverschmutzung an. Als 
Hauptverursacher wurden Autoabgase identifiziert. Kalifornien führte als erster 
US-Bundesstaat Grenzwerte für Kfz-Emissionen ein.


Dann flossen 1969 nach der Explosion auf einer Bohrinsel vor Santa Barbara 
mehr als zwölf Millionen Liter Rohöl ans kalifornische Ufer, töteten Tausende Fi-
sche und Meerestiere und verschmutzten knapp 60 Kilometer Küste. Die Kalifor-
nier bildeten Umweltschutzgruppen. Präsident Richard Nixon unterschrieb den 
«National Environment Policy Act», und im nächsten Jahr den «Clean Air Act» 
der Bund und Bundesländern erlaubte, Abgase zu begrenzen. 1970 wurde auch 
die Umweltbehörde EPA geschaffen. Kalifornien bekam die erste Sondererlaub-
nis, wegen der hohen Luftverschmutzung strengere Grenzwerte als der Bund 
festzulegen.


Sollte die Trump-Regierung die Sonderrolle von Kalifornien aufheben wollen, 
steht ein langer Gerichtsprozess bevor. David Pettit wird dabei als NRDC-Anwalt 
die Interessen des Bundesstaates und seiner Bürger vertreten. Pettit ist zuver-
sichtlich, die Trump-Position entkräften zu können. Fakten und wissenschaftli-
che Erkenntnisse beweisen aus seiner Sicht, dass Kalifornien weit mehr als an-
dere Bundesstaaten unter den Folgen des Klimawandels leidet, und vor Gericht 
seien Fakten maßgebend, nicht Behauptungen oder Tweets.


«WIR HATTEN FÜNF JAHRE DÜRRE. DER MEERESSPIEGEL STEIGT. DAS 
GANZE JAHR ÜBER HABEN WIR WALDBRÄNDE, NICHT NUR WIE FRÜHER 

IM HERBST. UND STEIGENDE TEMPERATUREN IN DER ATMOSPHÄRE  
ERZEUGEN STÄRKERE STÜRME.» 
DAVID PETTIT, ANWALT DES NRDC


Die kalifornische Regierung hat sich Präsident Obamas ehemaligen US-Justiz-
minister Eric Holder für den juristischen Kampf gegen Washington an Bord ge-
holt. Sie hat angekündigt, notfalls allein auf Klimakonferenzen aufzutreten, um 
die Folgen von der Erderwärmung für Gesundheit und Wirtschaft einzudämmen.


Selbst wenn die US-Umweltbehörde Kalifornien die Sondergenehmigung für Ab-
gasregulierungen verweigern sollte, wird der Staat unabhängig vom Bund eini-
ges für den Schutz der Umwelt tun können. Kalifornien kann beispielsweise sein 
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Emissionshandels-System ausbauen, das Arnold Schwarzenegger 2012 mit dem 
Ziel einführte, den CO2-Ausstoß bis 2020 auf das Niveau von 1990 zu senken.


Gouverneur Brown und der Kongress haben sich verpflichtet, im Bereich der 
Sonnen- und Windenergie weiter Innovationen zu entwickeln, bestehende Tech-
nologien zu fördern sowie die Aufforstung der Wälder zu beschleunigen. Städte 
und Gemeinden können weiter ihren Fahrzeugbestand auf Erdgas- und Elektro-
betrieb umstellen und dadurch einen großen Markt für diese Fahrzeuge schaffen. 
Gouverneur Brown arbeitet an einem Gesetzesentwurf für Klimaschutzziele und 
Emissionsgrenzen, den er im nächsten Jahr zur Volksabstimmung vorlegen will.


NRDC-Anwalt David Pettit warnt trotzdem: «Andere Bundesstaaten werden noch 
mehr tun müssen.» Er erwartet, dass der Ausbau von der Förderung fossiler 
Brennstoffe sowie die Abkehr von Erneuerbaren Energien und Emissionsreduzie-
rung der weltweiten Klimapolitik einen herben Schlag versetzen werden. «Zwar 
können Entscheidungen dieser Regierung von der nächsten aufgehoben wer-
den, doch wir verlieren mindestens vier Jahre im Kampf gegen Erderwärmung 
und es wird schwerer, diese Zeit aufzuholen und entstandene Schäden zu behe-
ben.»


Der kalifornische Gouverneur scheint von dieser Herausforderung regelrecht eu-
phorisiert zu sein. «Klimaaktivismus war etwas zu zurückhaltend geworden,» 
sagte er, nachdem US-Präsident Trump mit einer Unterschrift unter sein neustes 
Klimapolitik-Dekret die Umweltpolitik der Obama-Regierung demontierte. «Die-
ser Konflikt wird all denen Antrieb geben, die überzeugt davon sind, dass Kli-
mawandel eine existentielle Bedrohung ist.»


Der Umwelt zuliebe wurde auf die Wiedergabe von Fotos in der Druckversion verzichtet. Nachdruck, 
Aufnahme in Online-Dienste sowie die Vervielfältigung auf Datenträgern nur nach Genehmigung des 
Herausgebers. 
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